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Fall 14: Der Parkschein
(OLG Köln, NJW 2002, 527)

A plante umfangreiche Weihnachtseinkäufe und parkte ihren Wagen in der S-Straße in Berlin, wo das Parken nur gegen Entrichtung einer Parkgebühr gestattet ist. Ein Parkautomat gibt nach Zahlung von 1 € / Stunde einen Parkschein aus, dessen Aufdruck erkennen lässt, dass er aus dem Parkscheinautomaten der S-Straße stammt und für einen bestimmten Tag und einen bestimmten Zeitraum gilt. A wollte Geld für die Geschenke sparen. Sie verwendete daher einen abgelaufenen Parkschein des letzten Tages und manipulierte ihn so, dass sie einen zuvor zurechtgeschnittenen Zettel mit einem darauf geschriebenen neuen Datum in der Schrifttype des alten Parkscheins über das alte Datum klebte. Der Parkschein zeigte nun den aktuellen Tag. Den Schein legte sie dann hinter die Windschutzscheibe ihres Fahrzeugs. Eine kontrollierende Politesse erkannte indes den Schwindel und ließ den Parkschein sicherstellen.

Strafbarkeit der A? Etwa erforderliche Strafanträge sind gestellt. 

Lösungsskizze:

I. Indem A auf dem Parkschein das Datum mit einem aktuellen Datum überklebte und den Zettel in die Windschutzscheibe legte, kann sie sich nach § 267 I Var. 2 und 3 StGB (Urkundenfälschung) strafbar gemacht haben.

1. Objektiver Tatbestand  
a) Hierzu müsste der Parkschein zunächst eine Urkunde darstellen. Eine Urkunde ist eine verkörperte menschliche Gedankenerklärung, die geeignet und bestimmt ist, im Rechtsverkehr Beweis zu erbringen, und ihren Aussteller (den Erklärenden) erkennen lässt (vgl. Tröndle/Fischer, 54. Aufl. 2007, § 267 Rn. 2).
aa) Die Vorinstanz hatte im Parkschein noch eine verkörperte menschliche Gedankenerklärung 
(1) des Autofahrers mit dem Inhalt erblickt, sie habe an dem durch den Ausdruck ausgewiesenen Tag zur angegebenen Zeit einen gültigen Parkschein erworben. Die Konsequenz wäre, dass A mit der Manipulation der eigenen Erklärung nur über den Inhalt getäuscht und damit nur eine (straflose) „schriftliche Lüge“ begangen hätte.
(2) Zu Recht ist das OLG Köln (NJW 2002, 527) dem nicht gefolgt. Ausweislich seines in     § 13 I StVO bezeichneten Zwecks, ihn (unter Bußgeldandrohung) hinter die Windschutzscheibe zur Kontrolle der Parkberechtigung zu legen, enthält der Parkschein die Erklärung, dass eine Parkgebühr entrichtet und damit die Berechtigung zur Benutzung von Parkfläche in einem bestimmten Bereich – nämlich denjenigen des ausgewiesenen Automaten – für eine bestimmte Zeitspanne, nämlich bis zu dem ausgedruckten Parkzeitende, erworben worden ist. 
(3) Hierbei müsste es sich auch um eine „menschliche“ Erklärung handeln. Dies könnte zweifelhaft sein, insoweit der Schein aus dem Automaten stammt. In der heutigen Zeit der umfänglichen Technisierung stammen viele Schriftstücke aus Gründen der Vereinfachung aus Computern und anderen Maschinen, werden aber von Menschen als ihre Erklärungen zugerechnet. So genügt es, wenn der Mensch etwa durch eine Programmierung  die potentielle Aussageherrschaft besitzt und die auf dieser Basis erfolgten Erklärungen eines Automaten antizipiert autorisiert hat (Zielinski, GedS A. Kaufmann (1989), 605 (611), LK/Gribbohm, 11. Aufl., § 267 Rn. 136 und NK-StGB/Puppe, 2. Aufl. 2005, § 267 Rn. 30 f.). Dies ist durch das Aufstellen und die Programmierung des Parkscheinautomaten erfolgt, so dass sie dem zuständigen Verwaltungsmitarbeiter zuzurechnen ist.
bb) Die Beweisbestimmung ergibt sich daraus, dass der Parkschein (als Berechtigung) ausweislich § 13 I 1 StVO hinter die Windschutzscheibe gut lesbar zu legen ist.

cc) Der Aussteller (nochmals: in Form des dahinter stehenden Verwaltungsbeamten) ist zwar nicht ausdrücklich erkennbar. Es genügt jedoch, wenn der Aussteller aus den Umständen erkennbar ist (BGHSt. 13, 382 (385) und Sch/Schr/Cramer/Heine, 27. Aufl. 2007, § 267 Rn. 17), etwa unter Zuhilfenahme des Gesetzes (vgl. nur RGSt. 40, 217 (218)). Nach § 6 a VI 2 StVG stehen die erhobenen Parkgebühren dem Träger der Straßenbaulast zu, in Berlin nach § 7 I Berliner Straßengesetz dem Land Berlin. Aussteller ist somit aufgrund des Aufdrucks des Standorts des Parkscheinautomaten der zuständige Amtswalter in Berlin, namentlich in der bezirklichen Verkehrsverwaltung.

b) Die Urkunde war ursprünglich echt,  da sich Berlin und damit der zuständige Amtswalter die in dem abgelaufenen Parkschein enthaltene Erklärung zurechnen lassen musste.
c) Durch das Überkleben des auf dem Schein aufgedruckten Parkzeitendes durch ein aktuelles Datum plus Zeit hat A die Beweisrichtung der Urkunde geändert, den Parkschein also verfälscht.

d) Durch das Auslegen des veränderten Parkscheins hinter der Windschutzscheibe hat A den Schein der kontrollierenden Politesse (und damit einem anderen) derart zugänglich gemacht, dass diese ihn wahrnehmen konnte, und den Parkschein so gebraucht.

2. Subjektiver Tatbestand

a) A handelte vorsätzlich sowie
b) zur (mindestens direkter Vorsatz!) Täuschung im Rechtsverkehr.


3. Rechtfertigungs- und Entschuldigungsgründe sind hier wie im Folgenden nicht ersichtlich.


4. Konkurrenzen: Das Verfälschen der Urkunde und ihr Gebrauch stellen nach der Rechtsprechung nur eine Tat dar, die mit dem Verfälschen beginnt und mit dem Verfälschen endet (sog. tatbestandliche Handlungseinheit; vgl. nur BGHSt. 5, 291 (293), BGH, GA 1955, 245 (246) und Geppert, Jura 1988, 158 (163)).

5. Ergebnis: A hat sich nach § 267 I Var. 2 und 3 StGB strafbar gemacht.

II. Indem A das Datum auf dem Parkschein änderte und diesen hinter die Windschutzscheibe legte, kann sich A nach § 268 I Nr. 1 Var. 2 und Nr. 2 StGB (Fälschung technischer Aufzeichnungen) strafbar gemacht haben.

1. Objektiver Tatbestand

a) Hierzu müsste es sich beim Parkschein zunächst um eine technische Aufzeichnung handeln. Der Begriff der technischen Aufzeichnung ist in § 268 II StGB legal definiert als „eine Darstellung von Daten, Mess- oder Rechenwerten, Zuständen oder Geschehensabläufen, die durch ein technisches Gerät ganz oder zum Teil selbsttätig bewirkt wird, den Gegenstand der Aufzeichnung allgemein oder für Eingeweihte erkennen lässt und zum Beweis der rechtlich erheblichen Tatsache bestimmt ist [...]“. Die Erklärung der Parkscheinberechtigung war auf dem Parkschein verkörpert und wurde vom Automaten geräteautonom nach Maßgabe des eingeworfenen Geldes produziert – der Parkschein stellt somit (nicht nur eine Urkunde iSd § 267 StGB sondern auch) eine technische Aufzeichnung dar.
b) Diese hat A durch das Überkleben des Datums und damit dem Ändern der Beweisrichtung verfälscht.

c) Indem sie den Parkschein hinter die Windschutzscheibe legte und somit der Politesse zur Anschauung brachte, hat sie den Parkschein auch gebraucht.


2. Subjektiver Tatbestand: A handelte vorsätzlich und mit Täuschungsabsicht.


3. Konkurrenzen

a) § 268 I Nr. 1 und Nr. 2 StGB stellen – wie bei § 267 StGB – eine einheitliche Tat dar (Tröndle/Fischer, 54. Aufl. 2007, § 268 Rn. 18).
b) Im Verhältnis zu § 267 StGB sind mit einer Handlung zwei Delikte mit unterschiedlicher Schutzrichtung (§ 267 StGB schützt die Sicherheit und Zuverlässigkeit des Rechtsverkehrs,   § 268 StGB zudem die Sicherheit der Informationsgewinnung durch technische Geräte) begangen worden, so dass in den Fällen der antizipierten Autorisierung von Tateinheit auszugehen ist (Tröndle/Fischer, 54. Aufl. 2007, § 268 Rn. 18).
III. Indem A den gefälschten Parkschein hinter die Windschutzscheibe legte, der Schwindel aber dennoch einer Politesse auffiel, kann A sich zugleich nach §§ 263 I, II, 22 StGB (versuchter Betrug) strafbar gemacht haben. Der Versuch ist nach § 263 II StGB strafbar.

1. Tatentschluss: A müsste jedoch Tatentschluss und damit Vorsatz 

a) nicht nur bezüglich der Täuschung der Politesse über die Berechtigung zum Parken durch Bezahlen der Parkgebühr und der Hervorrufung eines Irrtums gehabt haben, sondern
b) auch bezüglich einer Vermögensverfügung und eines Vermögensschadens. Dies kann

aa) zunächst im gewollten Unterlassen eines Strafzettels gesehen werden. Das hiermit verbundene Bußgeld unterfällt jedoch wie andere staatliche Sanktionen (etwa Geldstrafe) nicht dem Vermögensbegriff des § 263 StGB, da es nicht wirtschaftlichen Zwecken dient, sondern mit seiner Unrechtsfolge ein Rechtsgut eigener Art darstellt (vgl. BGHSt. 38, 345 (351), BGH, NJW 1998, 1568 (1576) und OLG Köln, NJW 2002, 527 (528)). Für die Verhinderung staatlicher Sanktionen ist vielmehr § 258 StGB abschließend, da ansonsten die bewusste gesetzliche Privilegierung in § 258 V StGB umgangen würde.
bb) A kann aber auch gewollt haben, dass de kontrollierende Person ihren Anspruch auf das Parkentgelt nicht erhebt. Hierfür sind die ordnungsbehördlichen Überwachungskräfte wie Politessen nicht zuständig, sondern es wäre der zuständige Amtswalter, der jedoch keine Kontrolle unternimmt. Hierauf kann der Vorsatz der A daher nicht gerichtet sein.


2. Ergebnis: A hat sich somit nicht nach §§ 263 I, II, 22 StGB strafbar gemacht.
IV. Indem A das Datum auf dem Parkschein überklebte, kann sie sich nach § 274 I Nr. 1 StGB (Urkundenunterdrückung) strafbar gemacht haben.

1. Objektiver Tatbestand

a) Mit dem Parkschein lagen eine Urkunde sowie eine technische Aufzeichnung vor.

b) Diese dürfte A nicht  ausschließlich „gehört“ haben. Hiermit ist nicht etwa das zivilrechtliche Eigentum sondern ausweislich des Schutzzwecks der Norm das (alleinige) Beweisführungsrecht gemeint (vgl. Tröndle/Fischer, 54. Aufl. 2007, § 274 Rn. 2). Dieses stand nach dem hier entwickelten Erklärungsinhalt (die Berechtigung zur Benutzung der Parkfläche zur angegebenen Zeit) dem Land Berlin als Betreiberin des Parkautomaten zur Kontrolle der Entrichtung einer Parkgebühr zu.
c) Durch das Überkleben hat A den ursprünglichen Erklärungsinhalt und damit den Beweiszweck des ursprünglichen Parkscheins beeinträchtigt und die Urkunde/technische Aufzeichnung damit beschädigt.

2. Subjektiver Tatbestand

a) Dies geschah vorsätzlich.

b) Fraglich ist aber, ob A auch mit Nachteilszufügungsabsicht gehandelt hat. Hierfür genügt zwar das Bewusstsein, dass einem „anderen“ ein Nachteil als notwendige Folge der Tat entstehen muss (Tröndle/Fischer, 54. Aufl. 2007, § 274 Rn. 6). Der Nachteil braucht hier nicht notwendig vermögensrechtlicher Natur zu sein, es genügt aber nicht die Beeinträchtigung irgendeines Rechtsgutes. Ob der ordnungs- bzw. strafrechtliche Bußgeld- oder Strafanspruch hierunter fällt, ist streitig:

aa) Eine Ansicht bejaht dies, da § 274 StGB anders als § 263 StGB nicht das Vermögen schützt sondern das Beweisführungsrecht und das staatliche Kontrollinteresse daher auch einen Nachteil begründen müsse (so AG Elmshorn, NJW 1989, 3295, Schneider, NStZ 1993, 16 ff., SK-StGB/Hoyer, § 274 Rn. 15, NK-StGB/Puppe, 2. Aufl. 2005, § 274 Rn. 14 sowie Krack, NStZ 2000, 423 f.). Teilweise wird jedoch ein Widerspruch zu § 258 V StGB gesehen und dies durch eine entsprechende Anwendung als Entschuldigungsgrund bejaht (so NK-StGB/Puppe, 2. Aufl. 2005, § 274 Rn. 14).

bb) Nach überwiegender Ansicht (OLG Zweibrücken, GA 1978, 316 f., BayObLG, NZV 1989, 81 mit zust. Anm. Geppert, JK, StGB § 274/4, OLG Düsseldorf, JR 1991, 250 (252), BayObLG, NZV 1999, 213 (214), Wessels/Hettinger, BT 1, 30. Aufl. 2006, Rn. 895, Tröndle/Fischer, 54. Aufl. 2007, § 274 Rn. 6, Lackner/Kühl, 25. Aufl. 2004, § 274 Rn. 7 sowie Sch/Schr/Cramer/Heine, 27. Aufl. 2006, § 274 Rn. 16) ist der Staat kein „anderer“ im Sinne der Norm. Hierhinter steckt die überzeugende Sichtweise, dass § 258 StGB bei der der Abwehr von Straf- und Bußgeldansprüchen zur Vermeidung einer Umgehung des § 258 V StGB abschließend sei. Zudem würde ansonsten bloßes Ordnungswidrigkeiten-Unrecht durch § 274 StGB zu kriminalstrafwürdigem Unrecht, was eine Umgehung des Gesetzes bedeuten würde (so Geppert, JK, StGB, § 274/4). Folgt man dem, so scheidet eine Nachteilszufügungsabsicht aus (aA bei entsprechender Begründung selbstverständlich vertretbar).


3. Ergebnis: A hat sich damit nicht nach § 274 I Nr. 1 StGB strafbar gemacht.

V. Eine Strafbarkeit nach § 303 I StGB (Sachbeschädigung) scheidet aus, da A mit dem Bezahlen de Parkgeldes und dem Herauskommen des Parkscheins als Angebot auf Übereignung, die A angenommen hat, Eigentum am Papier des Parkscheines erworben hat, so dass dieser für sie nicht fremd war.

VI. Gesamtergebnis: A hat sich nach §§ 267 I Var. 2 und 3, 268 I Nr. 1 Var. 2 und Nr. 2, 52 I StGB strafbar gemacht.

Fall 14: Der Parkschein

(OLG Köln, NJW 2002, 527)

I. § 267 I Var. 2 und 3 StGB durch Parkschein-Überkleben und Legen in Windschutzscheibe

1. Objektiver Tatbestand  



a) Urkunde



aa) verkörperte menschliche Gedankenerklärung





1.M.: des Autofahrers: „gültigen Schein erworben“





2.M.: OLG Köln, NJW 2002, 527: des zuständigen

                                                  Mitarbeiters der Verwaltung (f. Aufstellen)

                                                  (antizipiert autorisiert über Automaten):

                                                  „Berechtigung zum Nutzen der Parkfläche“




bb) Beweisbestimmung: hinter Windschutzscheiben legen

                                     (§ 13 I 1 StVO)



cc) Aussteller erkennbar: nach Umständen: bezirkliche Ver-

                                    kehrsverwaltung (§§ 6 a VI 2 StVG, 7 I BerlStrG)



b) ursprünglich „echte“ Urkunde (+)



c) verfälscht: Änderung Beweisrichtung durch Überkleben mit

                                          falschem Datum



d) gebraucht: in Windschutzscheibe gelegt


2. Subjektiver Tatbestand



a) Vorsatz



b) Täuschungsabsicht (+)


3. Rechtswidrigkeit und Schuld (+)


4. Konkurrenzen: Var. 2 und 3 = „eine Tat“ (tatbestandliche Handlungs-

                                         einheit).


5. Ergebnis: A hat sich nach § 267 I Var. 2 und 3 StGB strafbar gemacht.

II. § 268 I Nr. 1 Var. 2 und Nr. 2 StGB durch Verändern des Parkscheins und Legen in Windschutzscheibe

1. Objektiver Tatbestand



a) technische Aufzeichnung, § 268 II StGB: Parkschein (+)



b) verfälscht (+)



c) gebraucht (+)

2. Subjektiver Tatbestand


a) Vorsatz



b) Täuschungsabsicht

3. Rechtswidrigkeit und Schuld (+)

4. Konkurrenzen



a) Verhältnis Nr. 1 zu Nr. 2: eine einheitliche Tat (wie bei § 267)



b) Verhältnis zu § 267: Tateinheit (unterschiedliche Rechtsgüter!)
III. §§ 263 I, II, 22 StGB 

1. Tatentschluss


a) Vorsatz bzgl. Täuschung: über Berechtigung Parkplatznutzung

  

b) Vorsatz bzgl. Irrtum (+)



c) Vorsatz bzgl. Vermögensverfügung und Vermögensschaden



    
aa) Strafzettel (-), da Bußgeld als Sanktion nicht unter 

                                    Vermögensbegriff fällt




bb) Parkentgelt (-), da nicht von Politesse verlangt

2. Ergebnis: A hat sich nicht nach §§ 263 I, II, 22 StGB strafbar gemacht.

IV. § 274 I Nr. 1 StGB

1. Objektiver Tatbestand



a) Urkunde / technische Aufzeichnung (+)



b) nicht ausschließlich „gehört“ = Beweisführungsbefugnis, hier

                         beim Land Berlin (+)



c) beschädigt: durch Überkleben

2. Subjektiver Tatbestand



a) Vorsatz (+)



b) Nachteilszufügungsabsicht (-), da Staat kein „anderer“ (hM)

3. Ergebnis: A hat sich nicht nach § 274 I Nr. 1 StGB strafbar gemacht.

V. § 303 I StGB (-), da Parkschein nicht fremd. 

VI. Gesamtergebnis: A hat sich nach §§ 267 I Var. 2 und 3, 268 I Nr. 1 Var. 2 und Nr. 2, 52 I StGB strafbar gemacht.

